Zeitschrift: Plan : Zeitschrift fir Planen, Energie, Kommunalwesen und
Umwelttechnik = revue suisse d'urbanisme

Herausgeber: Schweizerische Vereinigung fur Landesplanung
Band: 22 (1965)

Heft: 6

Rubrik: Gewasserschutz und Lufthygiene

Nutzungsbedingungen

Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich fur deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veroffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanalen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation

L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En regle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
gu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use

The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 11.08.2025

ETH-Bibliothek Zurich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch


https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en

Gewisserschutz und Lufthygiene

Redaktioneller Teil der Schweizerischen Vereinigung
fiir Gewisserschutz und Lufthygiene (VGL)
Allgemeines Redaktions-Sekretariat: Dr. H. E.Vogel,

Kiirbergstrasse 19 8049 Ziirich  Tel. (051) 4456 78

Voraussicht auf Zeiten der
Oelverpestung und Atomverseuchung
des Wassers

(Von unserem Bundesgerichts-
korrespondenten)

Die staatsrechtliche Kammer des
Bundesgerichtes hat nach sehr eingehen-
der Beratung ecin Urteil gefillt, das' aus
dem Gesichtspunkt des Gewisserschutzes
und der Wasserversorgung in Kriegs-
zeiten als vorausschauend begriisst wer-
den muss. Bei diesem Urteil spielte das
sanktgallische Gesetz vom 5. Dezember
1960 iiber die Gewdissernutzung (GNG)
eine Rolle, das Grundwasserstrome und
-becken mit einer mittleren Ergiebigkeit
von mehr als 300 Minutenlitern zu 6ffent-
lichen Gewissern erkldart (Artikel 2).
Diese unterstehen, unter der Oberaufsicht
des Regierungsrates, der polizeilichen
Aufsicht durch den Gemeinderat, der
inshesondere die offentlichen Interessen
wahrt (Artikel 5). Die Kiesausbeutung
aus offentlichen Gewissern bedarf nach
Artikel 9 GNG einer Bewilligung des
zustindigen Departements.

Der Regierungsrat des Kantons Sankt
Gallen erliess am 12. Dezember 1960
eine Verordnung iiber den Material-
bezug aus offentlichen Gewissern, welche
fiir jene Bewilligung das Baudeparte-
ment als zustindig erklirte und in Ar-
tikel 3 bestimmte, dass diese Bewilli-
gung nur <erteilt wird, soweit durch
den Bezug fiir das offentliche Gewisser
keine Schiden oder Gefahren ent-
steheny. Am 3. Oktober 1961 erliess der
Gemeinderat von Goldach einen Zonen-
plan, der den Kiesvorkommen enthal-
tenden Teil des Gemeindegebietes der
Industriezone zuteilte. Im gleichen Zu-
sammenhang #nderte der Gemeinderat
das Baureglement so ab, dass nordost-
lich einer bestimmten Linie «bei der
Kiesausbeutung der héchste Grundwas-
serspiegel mit der natiirlichen (gewach-
senen) Schicht um 3,00 m iiberdeckt
bleiben» miisse.

Der Eigentiimer einer Parzelle, die
unter diese Reglementsvorschrift fiel,
sowie eine Kiesausbeutungs-Aktiengesell-
schaft, die von ihm eine Dienstbarkeit
erworben hatte, um daselbst Kies zu
gewinnen, waren damit nicht einver-
standen und gelangten schliesslich mit
einer staatsrechtlichen Beschwerde ans
Bundesgericht. Dieses beurteilte insbe-
sondere, ob die genannte Bauregle-
mentsbestimmung eine gesetzliche Grund-
lage besitze. Da sowohl die Beschwerde-
fuhrer wie die Gemeinde- und Kan-
tonsbehorden nur das GNG und die zu-
gehorige Verordnung fiir die Antwort
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heranzogen, musste das Bundesgericht
die Sache nicht auch noch aus der Sicht
des  eidgenéssischen  Gewisserschutz-
gesetzes (GSchG) priifen; auch eine
Verwaltungsgerichtsbeschwerde lag nicht
vor, welche etwa geltend gemacht hitte,
das GNG verstosse gegen das GSchG.
Dass die Gemeinde jene Reglements-
bestimmung nicht hétte erlassen diir-
fen, weil Artikel 53 GNG den Erlass
von Vollzugsvorschriften dem Regie-
rungsrat und nicht etwa den Gemeinden
zuaweist, war mnicht behauptet worden
und war damit vom Bundesgericht auch
nicht zu priifen. Der Regierungsrat des
Kantons St. Gallen sah die Grundlage
der Reglementsbestimmung in der Poli-
zeiaufsichtsbefugnis des Gemeinderats
gemiss Artikel 5 GNG.

Schutz des Grundwassers
gilt auch fiir dessen Triger!

Die Beschwerdefithrer riigten viel-
mehr, dass mit der Reglementsvorschrift
eine allerdings von der Bewilligung des
Baudepartements abhingige Kiesausbeu-
tung praktisch verboten werde, weil
dort der Hochststand des Grundwassers
fast durchwegs weniger als drei Meter
unter der Oberfliche des gewachsenen
Bodens liege. Sie beriefen sich hie-
gegen auf Artikel 3 der Verordnung,
der nach ihrer Meinung einen Anspruch
auf Kiesausbeutung aus 6ffentlichem
Grundwasser erteile, wenn dieses da-
durch nicht geschidigt oder gefdhrdet
werde, wovon hier nicht die Rede sein
konne. Das Bundesgericht pflichtete hier
aber dem Regierungsrate bei beziiglich
der Ansicht, dass hier die Kiesschichten
Triger des Grundwassers seien und dass
der Aushub dieser Trigerschichten und
ihre Ersetzung durch anderes Material
das Grundwasser beseitige und dadurch
im Sinne der Verordnung (Artikel 3)
«schidige». Da die Verordnung und das
ihr zugrunde liegende GNG den umfas-
senden Schutz der offentlichen Gewisser
anstreben, bilden sie ein hinreichendes
gesetzliches Fundament fir die im Bau-
reglement enthaltene Eigentumsbeschrén-
kung, die unangefochten von allen Be-
teiligten als Ausfluss der gemeinde-
weisen Gewiisserpolizeibefugnis gilt.

Vorbauen fiir kiinftige Zeiten!

Es fragte sich jedoch, ob ein offent-
liches Interesse an diesem Grundwasser
bestand, da jenes Voraussetzung fiir
behordliches Einschreiten ist. Dieses
Grundwasser ist ndmlich bereits so ver-
unreinigt, dass es heute und in nichster

Zeit nicht als Trinkwasser taugt. Das
hier nach seiner Praxis nur das Vor-
liegen von Willkiir priifende Bundes-
gericht kam zum Schluss, dass ohne
Willkiir ein offentliches Interesse an
diesem Wasser zu bejahen sei: «Wasser,
das nicht die nétige Reinheit aufweist,
um als Trinkwasser fir Menschen zu
dienen, mag noch zum Viehtrinken oder
als Brauchwasser zum Baden, Waschen
usw. geniigen. In Betracht fillt weiter,
dass alle Gemeinden, die ihre Wasser-
versorgung vorwiegend aus dem Bo-
densee speisen, ein besonderes Interesse
an der Erhaltung von Grundwasser ha-
ben, da das Seewasser im Falle eines
Bruches der Erdol fithrenden Pipeline
auf liangere Zeit als Trink- und Brauch-
wasser unbrauchbar werden konnte.
Auch ist allgemein bekannt, dass Grund-
wasservorkommen  durch  radioaktive
Niederschlige viel weniger gefihrdet
sind als Seen. Schliesslich ist es mnicht
ausgeschlossen, dass inskiinftig Reini-
gungsverfahren gefunden werden, die es
gestatten, Wasser wie das fragliche
Grundwasser trinkbar zu machen.» Auch
das Ausmass der vorgesehenen Deck-
schicht iiber dem Grundwasserspiegel
wurde nicht als iibersetzt befunden.

Da diese Betrachtung geniigte, um
die Beschwerden abzuweisen, mussten
die vom Regierungsrat gegen die Kies-
ausheutung noch angerufenen Natur-
und Heimatschutzbestimmungen nicht
mehr niher ins Auge gefasst werden.
Sie hitten ohnehin kaum als Stiitze des
Verbots ausgereicht. Auch das Argu-
ment, das Kiesausbeutungsverbot recht-
fertige sich, um Bauland fiir Industrie-
anlagen zu erhalten, hitte kaum ausge-
reicht, da hier keine gesetzliche Pflicht
besteht, in der Industriezone wirklich
nur Industriebauten zu erstellen. Dass
das Ausbeutungsverbot die Rechtsgleich-
heit verletze, weil eine benachbarte
Kiesgrube nicht in die Schutzzone falle,
verneinte das Bundesgericht. Es war
schon ein betrichtlicher Teil der Grund-
wasser haltenden Kiesschichten entfernt
worden, so dass irgendwo eine Grenze
gezogen werden musste. Die hier ge-
zogene leuchtet ein, da sie ein tiefer
gelegenes, von den bisherigen Kies-
werken entfernteres und noch ver-
schontes Gebiet kiinftiger Ausbeutung
entzieht. Dass dadurch die Ausbeutung
einer Kiesgrube der Beschwerde fiih-
renden Gesellschaft weniger lang aus-
gedehnt werden kann als jene einer
Konkurrenz-Kiesgrube, liegt in den Ge-
gebenheiten der Bodengestalt und hat
mit Rechtsungleichheit nichts zu tun.

Dr.R.B.



	Gewässerschutz und Lufthygiene

